
Freundschaft  über  die
Landesgrenzen hinweg
geschrieben von Dr. Michael Merker | April 15, 2026
Die regelmässigen Treffen der Führungsgremien des Beamtenbund
Baden-Württemberg (BBW) und Öffentliches Personal Schweiz (ZV)
haben Tradition. Wann immer möglich treffen, sich die Gremien
auf  jährlicher  Basis,  um  sich  über  gewerkschaftliche  und
personalrechtliche  Themen  im  öffentlichen  Dienst
auszutauschen.  Es  geht  darum,  voneinander  zu  lernen,
Erfahrungen weiterzugeben und Lösungen für anstehende Probleme
zu suchen – im beiderseitigen Interesse. Der Blick über die
Grenze ist dabei wertvoll.

Berufsbeamtentum  vs.  flexibilisierter  Dienst  nach
schweizerischem  Muster
Treffpunkt für das diesjährige Seminar am 19. und 20. März
2026 war Karlsruhe. Zwei Schwerpunkte waren gesetzt:

– Vorstellung der Entwicklung der Deutschen Rentenversicherung
anlässlich  des  Jubiläums  des  deutsch-schweizerischen
Sozialversicherungsabkommens (Vortrag durch Jörg Feuerbacher)

– Beamtenberuf im Wandel. Den öffentlichen Dienst beschäftigen
moderne  Strukturen,  digitale  Prozesse,  attraktive
Arbeitsbedingungen (Wochenarbeitszeit, Lebensarbeitszeitkonto,
Vereinbarkeit  von  Familie  und  Beruf),  damit  der
Generationenwechsel gelingt. Das Berufsbild hat sich durch die
Digitalisierung,  den  Fachkräftemangel  und  das  «laufende
Krisenmanagement» in der Vergangenheit grundlegend gewandelt –
so der BBW. Der BBW hält zur Sicherstellung der öffentlichen
Dienstleistungen im Bereich der Sicherheit und Ordnung sowie
Verwaltung das Berufsbeamtentum mit lebenslanger Ernennung für
unverzichtbar  und  beruft  sich  dabei  auf  Artikel  33  des
Grundgesetzes.  Dieser  Artikel  bildet  einen  bedeutenden
Grundpfeiler des deutschen Staatsorganisationsrechts.
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In der Schweiz war der Beamtenstatus traditionell auf eine
maximal  vierjährige  Amtsdauer  beschränkt,  ein  rechtlich
abgestütztes lebenslanges Beamtenverhältnis gab es nie. Für
Öffentliches Personal Schweiz ist die grundsätzlich bis zur
Pensionierung  dauernde  Verbeamtung  (Berufsbeamtentum)  mit
nachfolgender  Alimentation  durch  den  Arbeitgeber  deshalb
nicht, was sich in der Schweiz nur annähernd erreichen liesse,
weshalb dies nicht als anstrebenswert gesehen wird.

Nach  den  beiden  Vorträgen  folgte  die  Diskussion  und
Auseinandersetzung zum Thema. Intensiv waren die Diskussionen
im  Bereich  des  Berufsbeamtentums.  Die  Schweizer  Delegation
zeigte auf, dass sich im Unterschied zu vielen europäischen
Staaten in der Schweiz keines starken Berufsbeamtentums mit
lebenslanger Ernennung durchsetzen konnte; stattdessen wurden
Staatsbedienstete  traditionell  für  eine  feste  Amtsdauer
gewählt (zunächst drei, später dann meist vier Jahre). Formal
endete das Dienstverhältnis nach jeder Amtsperiode und musste
erneuert werden, auch wenn Wiederwahlen in der Praxis häufig
automatisch erfolgten.
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Diese  Konstruktion  verband  zwei  gegensätzliche  Ziele:  Die
Stabilität  der  Verwaltung  einerseits,  politische  und
demokratische Kontrolle auf der anderen Seite. Dies war auch
die Folge eines in der Schweiz stark liberal-republikanischen
politischen  Denkens,  das  eine  dauerhafte  und  autonome
Beamtenelite äusserst skeptisch betrachtete. Mit befristeten
Amtsdauern  wollte  man  sicherstellen,  dass  staatliche  Macht
periodisch überprüft werden kann, quasi eine Gewaltenteilung
in der Zeit.

Hinzu kam, dass in der Schweiz viele öffentliche Funktionen
wahlförmig  organisiert  waren,  nicht  nur  Parlamente  und
Regierungen wurden und werden gewählt, sondern auch Richter,
Lehrer sowie höhere qualifizierte Verwaltungsbeamte. Die Wahl
auf Amtsdauer sollte sicherstellen, dass auch die Verwaltung
indirekt demokratisch legitimiert bleibt.

Die  Amtsdauer  sollte  immerhin,  jedenfalls  für  vier  Jahre,
sicherstellen,  dass  für  den  Arbeitgeber  eine  gewisse
Planungssicherheit  besteht,  die  Kontinuität  der  Verwaltung
sichergestellt  ist  und  ein  Schutz  vor  politischer
Einflussnahme besteht. In dieser Hinsicht, so die deutschen
Kollegen, erfüllt die Amtsdauer eine ähnliche Funktion wie die
Wahl auf Lebenszeit im deutschen Beamtentum, allerdings mit
einer wesentlich stärkeren politischen Kontrolle.

 



Berufsbeamten  konnte  sich  in  Deutschland  halten,  in  der
Schweiz wurde zusätzlich die Amtsdauer abgeschafft
In Deutschland konnte sich das Berufsbeamtentum halten, obwohl
es auch heute immer wieder erheblich unter Druck steht und
sich legitimieren muss.

In  der  Schweiz  konnte  sich  nicht  einmal  die  vierjährige
Amtsdauer halten (von wenigen Funktionen einmal abgesehen).
Die  Gründe  hierfür:  Mit  dem  Aufkommen  des  New  Public
Management  wurde  eine  weitgehende  Flexibilisierung  der
öffentlichen Verwaltung verlangt – und angefangen wurde mit
der  Flexibilisierung  der  Beamtenverhältnisse.  Um  diesen
Standpunkt zu begründen, wurden zahlreiche Ungleichheiten und
Defizite geltend gemacht, die dringend zu beseitigen seien:
Ungleiche  Kündigungsfristen,  automatische  Wiederwahlen  ohne
effektive  demokratische  Kontrolle,  Hybridisierung  der
Personalstruktur  (neben  den  Amtsdauern  bestanden
Dienstverhältnisse  mit  ordentlichen,  kurzen
Kündigungsfristen),  komplizierte  Personalregeln,  zahlreiche
teure Fehlentscheidungen bei unrechtmässiger Entlassung eines
Beamten  mit  Amtsdauer.  Folge  dieser  Entwicklung  war  die
weitgehende Gleichstellung des öffentlichen Dienstes mit den
Kolleginnen und Kollegen in der Privatwirtschaft.

Kaum Einfluss auf die Sicherheit am Arbeitsplatz
Die Delegation von Öffentliches Personal Schweiz sieht diese
Entwicklung,  im  Nachhinein  entspannt.  Sie  hat  nicht  dazu
geführt,  dass  der  öffentliche  Dienst  wenig  verdient,
schlechter  gestellt  ist  als  vor  der  Abschaffung  des
Beamtenstatus,  oder  dass  die  Sicherheit  am  Arbeitsplatz
gelitten  hätte.  Ganz  im  Gegenteil,  man  kann  den  Eindruck
gewinnen, dass die Flexibilisierung sich durchaus auch positiv
auf die Mitarbeitenden im öffentlichen Dienst ausgewirkt hat,
indem  tendenziell  steigende  Löhne  zu  beobachten  sind  –
teilweise eine Folge des bestehenden Fachkräftemangels.



Auch die Freiheit der Mitarbeitenden insgesamt betrachten die
Schweizer  Kollegen  als  positiv  und  gegeben,  da  sich  der
Einzelne aus dem öffentlichen Dienst verabschieden und sein
Pensionskassenvermögen  mitnehmen  kann,  um  andernorts  wieder
neu anzufangen. Im öffentlichen Dienst in Deutschland verfügt
das Berufsbeamtentum über keine eigene Pensionskasse, sondern
die Beamtinnen und Beamten werden bis zu ihrem Ableben vom
Staat alimentiert (dieses Recht findet aber seine Entsprechung
in tieferen Löhnen während der aktiven Arbeitsphase). Es gibt
zwar auch für austretende Beamte Ersatzlösungen; ob diese zur
gleichen Freiheit für den Einzelnen wie in der Schweiz führen
oder  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  zu  vergleichbaren
Ergebnissen,  wird  an  einer  nächsten  Veranstaltung  zu
diskutieren  sein.

Bundesverfassungsgericht
Es wurde nicht nur diskutiert. Der BBW hatte ein äusserst
attraktives  Folgeprogramm  vorgesehen:  die  Besichtigung  und
Führung  durch  das  deutsche  Bundesverfassungsgericht.  Die
oberste  Hüterin  des  deutschen  Grundgesetzes  ist  eine
Institution,  die  in  der  deutschen  Gerichtswelt  nicht
wegzudenken ist und für das Staatswesen von grosser Bedeutung
ist.

Die Führung war ausserordentlich interessant, engagiert und
lebhaft.  Man  durfte  erkennen,  dass  der  Zugang  zu  diesem
höchsten  Gericht  durchaus  auch  vom  einfachen  Bürger  ohne
anwaltliche Begleitung möglich ist und erfolgreich sein kann.
«Wir  schauen  jede  Beschwerde  genau  an,  egal  wer  sie
geschrieben hat», so das Bundesverfassungsgericht. Und dank KI
sei es so, dass diese Laienbeschwerden durchaus qualifiziert
begründet  seien  –  allerdings  genügen  auch  einfache
Beschwerden, wenn man erkennen kann, um was es der Person
geht.



Beste Stimmung
Das  Treffen  war  einmal  mehr  von  Herzlichkeit,  bester
Kollegialität  und  qualifiziertem  Meinungsaustausch  geprägt.
Man darf sich bereits heute auf das nächstjährige Seminar
freuen – ein toller Austausch mit geschätzten Kolleginnen und
Kollegen.

Da es bei der Arbeit im politischen Raum für die Beschäftigten
im öffentlichen Dienst beider Länder erhebliche Schnittmengen
gibt, werden der Kontakt und der Gedankenaustausch zwischen
BBW und ZV Öffentliches Personal Schweiz schon über viele
Jahre hinweg gepflegt und auch in Zukunft weitergeführt.

Arbeitstreffen  Öffentliches
Personal  Schweiz  mit
Beamtenbund Baden-Württemberg
geschrieben von Dr. Michael Merker | April 15, 2026
Vom 17. bis 19. Oktober haben sich die Geschäftsleitungen der
beiden  Verbände  Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  und
Beamtenbund Baden-Württemberg (BBW) zu einer Arbeitssitzung in
Bonn getroffen. Es ging um den Austausch von Erfahrungen mit
Bezug auf die neuesten Entwicklungen im öffentlichen Dienst.
Insbesondere  die  fortschreitende  Flexibilisierung  von
Arbeitsort und Arbeitszeit und die damit verbundenen Chancen
und Gefahren standen im Fokus.

Die beiden Verbände sind seit Jahrzehnten eng verbunden. Die
Tradition geht zurück auf den Ehrenvorsitzenden des BBW Horst
Bäuerle,  macht  Sinn  und  bringt  beide  Seiten  weiter.  Die
Probleme  im  öffentlichen  Dienst  sind  im  Grundsatz
vergleichbar, wenn sie auch in einzelnen Punkten voneinander
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abweichen. Gleichwohl sind Problem und anvisierte Lösung in
den meisten Fällen deckungsgleich. Zu wissen, welche Ansätze
den Mitarbeitenden im öffentlichen Dienst helfen und welche
nicht, ist deshalb von entscheidender Bedeutung und kann in
der Schweiz wie auch in Deutschland regelmässig gleich oder
vergleichbar beantwortet werden. Das war Anlass genug, sich in
einer  vom  Geschäftsführer  des  BBW,  Peter  Ludwig,  präzise
organisierten Tagung zu engagieren.

Die ausführlichen Diskussionen wurden durch Grundsatzreferate
vorbereitet, welche Gemeinsamkeiten und Differenzen aufzeigen
sollten. Für den Beamtenbund Baden-Württemberg übernahm diese
Aufgabe  Kai  Rosenberger,  der  Vorsitzende  des  BBW,  für
Öffentliches Personal Schweiz dessen Sekretär, Michael Merker.
In  Kenntnis  der  Unterschiede  wurden  die  verschiedenen
Länderlösungen diskutiert und mit Blick auf die Mitarbeitenden
gegeneinander abgewogen.

Mobile Arbeitsformen
Öffentliches  Personal  Schweiz  konnte  insbesondere  von  der
lebhaften  Auseinandersetzung  über  die  Weiterentwicklung  der
mobilen Arbeitsformen profitieren. Dieser Diskussion ging ein
Grundsatzreferat  zum  Thema  von  Susanne  Hauth
(Geschäftsführerin  und  Justiziarin  des  BBW)  voraus.  Unsere
deutschen  Nachbarn  haben  hier  zwar  auch  noch  nicht  die
perfekte Lösung gefunden, aber die inhaltliche Vertiefung des
Problems ist weiter fortgeschritten als bei uns. Klar ist,
dass  ein  grosser  Teil  der  Mitarbeitenden  im  öffentlichen
Dienst die Möglichkeit mobiler Arbeitsformen positiv sieht,
aber  nur  eine  sehr  kleine  Minderheit  Homeoffice  in
überwiegendem Umfang als erstrebenswert erachtet. Zu diesem
Thema  haben  unterdessen  einige  Umfragen  stattgefunden.  Der
Tenor war dabei klar: Nahezu 100 % der Befragten wünschen eine
zumindest teilweise Rückkehr an den bisherigen Arbeitsplatz.

Unsere Kolleginnen und Kollegen im BBW sind nun dabei, die
Zeit  des  pandemiebedingten  Homeoffice  zu  analysieren  und
insbesondere die Schwachstellen zu erkennen, damit dies bei



künftigen  Regelungen  berücksichtigt  werden  kann.  Ziel  ist
dabei  klarerweise  nicht,  zur  alten  Präsenzkultur  im  Büro
zurückzufinden, sondern nachhaltig neue «hybride» Modelle zu
entwickeln.  Dabei  ist  unabdingbar,  dass  die  öffentlichen
Arbeitgeber,  die  Gewerkschaften  und  Personalverbände
zusammenarbeiten.  Nur  durch  eine  institutionalisierte
Zusammenarbeit  kann  offen  über  Schwachstellen  im  System
gesprochen  werden  und  sind  gute  Lösungen  möglich.  Diese
Erkenntnis  hat  auch  im  Bericht  zur  Arbeitswelt  der
Bundesregierung Deutschland Ausdruck gefunden. Die einseitige
(top-down)  Festsetzung  von  Homeoffice-Regeln  oder  Vorgaben
über  (andere)  mobile  Arbeitsformen  führt  nicht  zum  guten
Ergebnis.  Viel  eher  ist  es  so,  dass  in  den  einzelnen
Abteilungen  und  in  den  Teams  geprüft  werden  muss,  wie
Homeoffice  und  Büropräsenz  geregelt  werden,  zu  individuell
sind die Bedürfnisse der einzelnen Mitarbeitenden und Ämter.
Deshalb  sind  auf  übergeordneter  Ebene  nur  Grundsätze
festzusetzen,  während  vor  Ort  den  Mitarbeitenden  grosse
Spielräume  zu  belassen  sind,  um  angepasste  Lösungen  zu
entwickeln.

Grundsätze wurden teilweise bereits in Tarifeinigungen (eine
Art  Gesamtarbeitsvertrag)  über  mobile  Arbeitsformen
festgelegt. Danach sind in Dienstvereinbarungen insbesondere
Regelungen zu treffen über

 − den persönlichen Geltungsbereich des mobilen Arbeitens,

− die Regelung der Arbeitszeit (einschliesslich Beginn und
Ende  –  eine  aus  gesundheitlicher  Sicht  ausserordentlich
wichtige Bestimmung),

 − die Kostentragung für Arbeitsmittel, − die Verwendung von
personenbezogenen Daten zur Leistungs- und Verhaltenskontrolle
(diese Art der Kontrolle wird in der Tarifeinigung abgelehnt),

− das Benachteiligungsverbot gegenüber Beschäftigten bei der
Anwendung  oder  eben  auch  Nichtanwendung  von  mobilen



Arbeitsformen  (zumal  bekannt  ist,  dass  im  Büro  anwesende
Mitarbeitende in der Regel besser beurteilt werden als solche,
die  von  zu  Hause  aus  –  häufig  mehr  und  effizienter  –
arbeiten).

Mit  Homeoffice  verbunden  ist  die  Gefahr,  dass  die
Mitarbeitenden  gespalten  werden  in  Büroanwesende  und
Telearbeiter.  Das  ist  zu  vermeiden.  Präsentismus,  so  die
Abklärungen unserer deutschen Kolleginnen und Kollegen, gibt
es ausgeprägt auch im Homeoffice, das Mobile wird immer und
überall hin mitgeführt, um ja keinen Anruf zu verpassen, denn
– so die bewusste oder unbewusste Befürchtung – es könnten ja
dann die Vorgesetzten der Meinung sein, es werde gar nicht
gearbeitet. Bekannt ist auch, dass Mitarbeitende, die krank
sind, nicht ins Büro gehen, kranke Mitarbeitende im Homeoffice
aber dazu neigen, gleichwohl für den Arbeitgeber tätig zu
werden. Auch die Tatsache, dass man stets online irgendwie
beweisen muss, dass man tatsächlich auch arbeitet, verursacht
Stress.

Diese Probleme sind in Worte zu fassen und mit Homeoffice-
Regeln  zu  entschärfen.  Das  war  die  einhellige  Meinung  an
dieser Arbeitssitzung.

Einfluss in Europa
Überzeugend  war  auch  das  Referat  von  Klaus  Heeger,  dem
Geschäftsführer  der  CESI  (European  Confederation  of
Independent  Trade  Unions  mit  5  Millionen  Mitgliedern);
Öffentliches Personal Schweiz gehört der CESI an und ist mit
unserem Präsidenten Urs Stauffer (Finanzverantwortlicher der
CESI),  ausserordentlich  gut  vertreten.  Die  Ausführungen
machten klar, wie in Brüssel vorgegangen werden muss, wenn man
versuchen will, Einfluss zu nehmen – vor allem natürlich dann,
wenn  für  die  Stellung  der  Arbeitnehmenden  nachteilige
Entwicklungen  erkannt  werden.

Öffentliches Personal Schweiz hat hier einen sehr direkten
Zugang. Selbstverständlich sind die Wege lang, aber mit einer



Organisation wie der CESI, die den öffentlichen Dienst in
Europa vertritt, tritt man nicht gänzlich unbewaffnet auf.

Weiterbildung à la carte auch während der Pandemie
Weiterbildung  ist  bei  unseren  deutschen  Kolleginnen  und
Kollegen ein grosses Thema. Oliver Welte, der Geschäftsführer
der Akademie des Deutschen Beamtenbundes (dbb) analysierte die
Erfahrungen der Akademie während der Pandemie und zog daraus
Schlüsse, wie Weiterbildung in Zukunft angeboten werden muss.
Die  Akademie  ist  ein  grosser  Veranstalter  mit  jährlich
Hunderten  von  Weiterbildungen,  eigenen  grossen
Weiterbildungszentren  in  Berlin  und  nahe  Bonn  und  einem
nachhaltigen,  über  Jahrzehnte  entwickelten  Konzept.  Die
Erfahrungen aus dieser Tätigkeit waren auch für Öffentliches
Personal Schweiz äusserst wertvoll und geben uns Inputs für
unsere eigenen Veranstaltungen.

Die Arbeitssitzung war unterbrochen durch einen Besuch der
Stadt Bonn und der politisch ausserordentlich interessanten
Orte, die den Wiederaufbau von Deutschland nach dem Zweiten
Weltkrieg definieren.

Wenn die Arbeitstagung zusätzlich etwas bewiesen hat, dann
dies:  Die  engagierten  Diskussionen  rund  um  die  Themen
«Öffentlicher  Dienst»  haben  ausserordentlich  viel  gebracht,
vielleicht auch deshalb, weil der Austausch ein persönlicher
war, in einer 3G-Umgebung ohne Bildschirm, Kamera und Mikrofon
– just live.


